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1. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Amtsgerichts Hamburg-

Wandsbek vorn 9.10,2008 (Az,:715 C 11/08) abgeändert und wie folgt neu

gefasst:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 369,17 € n€bst Zinsen in Höhe von 5

%-punkten Liber dem Basiszinssatz p.a., höchstens in Höhe von 11 7o, seit dem

4122006 sowie vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten in Höhe von 70,20 € nebst

Zinsen in Höhe von 5 olo"punkten uber dem Basiszinssate p.a., höchstens 5 7o seit

dern 18.1.2008 zu zahlen; im Übrlgen wird dle Klqge abgewlesen.

2. lm Übrigen wird die Berufung zurückgewiesen.

3. Die Kostenentscheidung des angefochtenen Urteils wird abgeändert und wie

folg! neu gefasst: Dle Kosten des Rechtstreits tragen die Klägerin zu 60 % uno

dle Beklaüte zv 40o/o. n ' i  '

4, Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

TATBESTAND

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß $S 540 Abs.2, 313 a Abs. 1 Satz

1 ZPO abgesehen.

ENJSCHEIDUNGSGRÜNDE

Die zulässige Berufurrg der Bet<lagten hat teilweise Erfolg; im Übrigen ist sie

unbegründet,

Der Klägerin steht gegen die Beklagte ein Anspruch auf Zahlung von weiteren

Miehruagenkosten in Höhe von 369,17 € gemäß SS 7 StvG, 398 BGB iVm 115 WG

n.F,  zu .

Die Haftung der Beklagten dem Grunde nach ist unstreitig. Zudem ist das
Amtsgericht irn Ergebnis zutreffend von einer Aktlvleglttmation der Klägerln
ausgegangen, Die streitgegenständliche Abtretung war nämllch wirksarn. Eln Verstoß
gegen das Rechtsberatungsgeoetz liegt nicht vor. Ausweislich der Antage K 4

1



Faxabsenderl Aattnre 29/87/89 B?:49

rE' .97, t2889 12:48 +fr r l RAE RIEOIE U SCHOTT

Urtqil vorn 10,07,2009Ceschilttsnurntl*r: ]3 I Si l(:9/08

erfolgie dte Abtretung nur in Höhe der Mietwagenkosten und zur Sicherhelt. Geht es

dom Mletwagenunternehmen im Wesentllchen darum, dle duroh Abtretung

eingeräumte Sicherheit zu verwirKlichen, so besorgt es keine Rechtsangelegenheit

des geschädigten Kunden. Eirr sotcher Fall liegt dann nicht vor, wenn nach der

Geschäftspraxis des Mietwagenunternehmens dis Schadenersatzforderungen der

geschädtgten Kunden eingezogen werden, bevor diese selbst auf Zahlung in

Anspruch genommen wurden (vgl. BGH, VersR 2006, 283 f0. Nach dem Ergebnis

der erstinstanzlichen Beweisaufnahme steht zur Überzeugung der Kammer fest,

dass die Klägertn den Geschädlgten Ü3 ebenfalls auf Zahlung in Anspruch

genornmen hat. Zum einen ist auf diesen elne Rechnung ausgestellt worden. Zudem

ist eine Mahnung (Antage K 9) erstellt worden. Die Kemrner geht auch davon eus,

dass diese an den Geschädigten geschickt worden slnd. Der Zeuge hat sich an eine

Rechnung ertnnert. Zudem hat er bekundet, irn Rahmen der Anmeldung selner

trrsolvenz 2007 hätten bei der Aufstellung seinar Schulden auch Unterlagen über

Mietwagen der Klägerin beigelegen. Zwar hat er auf Nachfrage berichtet, weitere

Zahlungsaufforderungen nicht erhalten zu haben, Allerdings hat er auf weitere

Nachfrage dann auch nlcht eindeutig auszuschließen vermocht, elne

Zahlungsaufforderung erhalten zu haben. Seine Erlnnerung schien diesbezüglich

nicht mehr ganz sioher zu sein. Dass die Klägerin die MahnUng nur pro forma erstellt,

nimmt die Kanrmer nicht an. Zudem ist im Hinbllck auf die Insolvenz gerade der

Sicheru ngsfall eln getreten'

Gemäß S 249 BGB steht der Klägerin der erforderliche Betrag zu. Erforderlich sind

dieienlgen Aufirvendungen, die ein verständiger, wlrtschaftlich denl<ender Mensch in

cter Lage des Geschädlgten fiir zweckmäßig unO notwendlg halten durfte. Dabei lst

ein Geschädigter nach dem Wirtschaftlichkeitsgebot gehalten, im Rahmen des ihm

Zumutbaren von mehreren möglichen den wirtschaftlicheren Weg der

Schadenshehebung zu wählen. Das bedeutet im Bereich der Mietwagenkosten, dass

er von mehreren suf dem örtllch relevanten Markt - nicht nur fitr Unfallgeschädlgte -

erhältlichen Tarifen für die Anmietung eines vergleichbaren Ersatztarifs nur den

günstigsten Mietpreis ersetzt verlangert kann. Etwas anderes gilt nicht deswegen,

weit der Normaltarif der Klägerin geltend gernacht wird. Normaltarif ist nämlich nicht

der Tarif, der dem Unfalfgeschädigten in der besonderen Sltuation angeboten wlrd,
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'"q sondern derjenige, der dem Selbstzahler normalerw€ise angebOten und der unter

arktwirtschaftlichen Gesichtspunkten geblldet wird (vgl, BGH, VersR 2047 ,661 tf-)

Mietet ein Verkehrsunfallgeschädigter bei einem Autovermieter ein Ersatzfahrzeug

zu einern überhöhten Preis an, ohne slch nach der Höhe der Mietwagenkosten

andelweitig erkundigt zu haben, so trägt er dle Darlegungs- und Beweisfast für seine

Behauptung, eil günstigerer Tarif sei ihm nicht zugänglich gewesen (vgl. BGH, NJW

2009, 5g ff.). Die Klägerin hat nicht hinreichend clargetan und bewiesen, dass dem

Geschädigten unter zumutbaren Anstfengungen kein günstigerer Tarif - zurnindest

auf Nachfrage * zur Verfügung stand, lhm war es zumutbar, sioh ggf. auch bei elnem

oder zwei Konkurrenzunternehmen nach Tarifen zu erkundlgen. Dies gilt umso rnehr,

ats keine besondere Not- oder Eilsituation ersichtlich iSt, Die Anrnietung erfolgte

aLrsweislich des Mietvertrages (Anlage K 1) erst einen Tag naoh dem Unfall an einem

normalen Wochentag zu üblichen Geschäftszeiten,

Erforderlich sind dann aber nur die Mietwagenkosten, die dem Geschädigten

entstanden wären, wenn er sich nach anderen Tarifen erkundigt hätte. Mangels

sonstigor Anhaltspunkte erachtet dle Kammer In diesem Fall eirre Schätzung gemäß

S ZB7 ZPO für angeeeigt. Dabei erachtet die Kammer den Schwacke-

Mietpreisspiegel 2003 als für dle irn vorliegenden Fall Seeignete und

heraneuztehende Schätzgrundlage, Entgegen der Ansicht der Klägerln hat die

Karnmer das Ermessen des Amtsgerichts nicht nur auf Ermessensfehler zu

überprüfen, Vielmehr ist die von dem erstinstanzlich berufenen Gericht in

Anwendung des S 2S7 ZPO getrotfene Entscheidung zur Höhe de6 ,,Normaltarifs"

und zur Höhe eines pauschalen Aufschlags für unfellbedingte zusätzliche Leistungen

im Berufungsrechtsstreit uneingeschränkt überprtiflrar (vgl, OLG Köln, Urteil vom

18.3.2008: A2.,. 15 U 145107; zit iert nach Juris)'

Vor dem Hintergrund der vorgetragenen Proissteigerungen zwischen den Schwacke-

Mietpreisspiegeln 2006 und 2003 erachtet die Kammer den Spiegel aus 2003 als

geeignetere Schätzgrundlage. Zwar sind die Einwände der Beklagten, die sich

generell auf die Erhebungsmethode der Schwacke-Mietpreisspiegel beziehen, nicht

hinreichend konkret dargetan, Auch sind Zweifel nlcht berelts, aufgrund der

eingereichten Daten der Erhebung von Dr. Zinn angebracht; es ist nicht hlnreichend
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ersichtlich, unter welchen Voraussetzungen diese Daten erhoben worden sind.

dlngs erwecken die von der Beklagtenseite vorgetraEenon Preissteigerungen

e auch die Aufsteth.rng Anlage K 10; Bl, 55 ff. d.A,) im Bereictt des Normaltarifs

sondere in den unteren Fahrzeugklassen zwischen den Auflagen der

Schwacke^Mietpreisspiegel 2003 und 2006 gerade in der Berechnung von Preisen

für den Anmletzeltraurn von 6iner Woche, der auch im vorliegenden Fall z-u Grunde

zu legen 1.1, 71veifel, ob die in dem Mietprelssplegel 2006 genannten Preise die

tatsäch lichen Gegebenheiten widerspiegeln.

Dagegen wenclet dte Karnmer im vorllegenden Fall nicht den Fraunhofer-

Mietpreisspiegel 2008 als Schätzgrundlage an. Twar stellt auch dieser

Mietpreisspiegel grundsätzlich eine taugliche Schätzgrundlage dar (vgl. auch

HansOLG; Urtett vom 15.5.2009; Az.: 14 U 175/08)- Dennoch verbleiben im

vorliegonden Einzelfall Zwelfel hinsichtl ich det Eignung als Schätzgrundlage. Diese

erscheint bereits fraglich vor dem Hintergrund, dass die Erhebung der Daten in

einem Zeitraurn stattgefunden hat, der deutlich nach der streitgegenständllchen

Anmietung liegt (vgl. hierzu auch OLG Köln, a,a.o; LG Mönchengladbach; Urteil vom

14.j0 2OO8; Az.: 5 S 64/08). Letztllch kenn dles offen blelben. Hinzu kornmt närnlich

irn vorliegenden Fall noch folgender Aspekt: Die Erhehung des Fraunhofer-

Mietpreisspiegels ist unter der Prämisse einer Vorlaufzeit von einer Woche vor cler

Anmietung durchgeführt worden. lm vorllegenden Fall hat der Geschädigte jedoch

bereits nach einern Tag angemielet, Dem klägerischen Vortrag, eln Vergleich der

Internetangebote der von Fraunhofel herangezogenen Firmen zwischen einer

Anmietung von einem Tag und sieben Tagen im Voraus, zeige, dass die kurzfristige

Anmietung um bis zu 20 % teurer sei, ist dle Beklagte nicht substanti iert

entgegengetreten.

Ein unfatlbedingter Aufschlag komrnt nicht in Belracht, lm Rahmen der Schätzung

gemäß S 287 ZPO ist auf den Norrnaltarlf abzustellen und davon auszugehen, da$s

dieser dem Gerschädigten zugängltch gewesen ist. Dann ist aber gar kein Raum für

unfallbedingte Aufschläge (vgt. auch ähnlich OLG Köln, a.a,O.). Diese sind vielmehr

vorzunehmen, wenn die Inanspruchnahme eines Unfallereatztarifes grundsätzlich

gerechtfertlgt erschelnt und durch elneh AufschlaE zum Notmaltarlf Eeschätzt werden

kann (vgl" tsGH, NJW 2009, 58 ff.),
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Die Beklagte hat einen Verstoß g6gen die Schadensmlnderungspfllcht des S 254

BGB nicht hinreiclrend dargelegt. Die elngereichten lnternetangebote Stamrnen aus

anderen Zeiträumen; es ist auch nicht ersichtlich, dass diese dem Geschädigten

vorgelegen haben. Auch der Vortrag der Nennung elner anderen Mietmöglichkeit ist

nicht hinreichend sUbstantliert und auf das Bestreiten der Klägerseits auch nicht

konkretisiert worden. Offen bleiben kann daher die Frage eines etwaigen Verstoßes

gegen wettbewerbsrechtllche Vorschriften bzw. dss RechtsberatungSQ€setz. Auch

auf den Economytarif der Ktägerin mus$ sich der Geschädtgte nicht veruoisen

lassen. Unwldersprochen ist vorgetragen worden, dass dleser Tarif u.ä. eine

Reseruierung von mindestens 10 Tagen voraussetzt. Dles ist dem Geschädigten

gerade nicht möglich g€wesen; vielmehr hat er einen Tag nach dem Unfall

angemietet.

Unter Berücksichtigung der Schwackeliste 2003 lm Postleitzahlengehiet des

Geschädigten ergeben sich folgende Berechnungen: Zunächst ist von elnem

Wochenpreis (gewichtetes Mittel) von 518 € brutto auszugehen. Diese Art der

Berechnung hat auch die Klägerin vorgenommen, Die Kammer hat dabei elne

Einstufung in die Gruppe 7 vorgenommert. Eine niedrigere Einstufung aufgrund des

Alters des Fahrzeugs erscheint ntcht angebracht. Hinzuzurechnen ist der Tagespreis

(gewtchtetes Mlttel) ln Höhe von 74 € brutto, Ferner sind Kosten der

Abhotung/Zustellung in Höhe von je 16 € brutto sowie der VollkaskoversiCherung in

Höhe von 1 47 € bzw- 21 € brutto (Wochen- und Tagespreis gewichtetes Mittel) zu

addieren. Sonrit ergibt sich die Sumrne von 792 €. Allerdings muss sich der

Geschädigte bei Anmletung eines klassengleichen Fahrzeugs elnon Abzug arsparter

Eigenaufwendungen in Höhe von 5 % anrechnen lassan. Mithin ergibt sich der

Betrag von 754,29 €. Abzüglich Oer bereits regulierten 385,12 € ergibt sich der

tenorierte Betrag.

Zinsen kann die Klägerin seit dem 4J22006 gemäß SS 280 Abs. 2, 286,288 Abs. t

BGB verlangen. Dass sie einen die Klagsumme tlbersteiEenden und jederzeit

rr-'rckfahrbaren Kredit zu dem behaupteten Zinssatz aufgenommen hat, ist bestritten

und von der Klägerin nicht hlnrelchend darEsten worden,
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Vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten kann die Klägerin in Höhe von 70.20 €

angen, Entsprechend der obigen Ausführungen war närnlich ein geringerer

enstanclswert in Höhe von 369,17 € zu Grunde zu fegen. Der Ansatz elner 1,3

r erscheint nicht unbillig, Unkosten sind gernäß Nr, 7002 in Höhe von 20 o/o zu

addieren.

Der Arrspruch auf Rechtshängigkeltszinsen folgt aus $ 291 Abs. 1 BGB.

Die Nebenentscheidungen folgen aus SS 92, 97, 708 Nr, 10, 713 ZPQ, 26 Nr' B

EGZPO"

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen des $ 543 Abs' 2 Z?O

nicht gegeben sind, Danach ist Oie Revision zuzulassen, wenn die Rechtssache

grundsätzliche Bedeutung hat oder die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung

einer einheilichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgerichts

erfordert, Grundsätzliche Bedeutung liegt dann vor, wenn eine klärungsbedürftige

Frage zu entscheiden [st, deren Auftreten in elner unbestimmten Vielzahl von Fällen

7_u envarten ist und deshatb das abstrakte Interesse der Allgerneinheit an

einheil icher Entwicklung und Handhabung deS Rechts bertihrt (vgf . Zöller, ZPO,26-

Auflage, S 543, Rn. 11), Die vorliegende Entscheidung betrifft keine

klärungsbedurftige Frago. Der Bundesgerichtshof hat sich ber€its mehrfach zu der

problematik und der Elgnung bestimrnter Schätzgrundlagen geäußert- So hat er

bereits entschieden, dass es in dem Tatrichter durch S 287 ZPO eingaräumten

schätzLtngsermessen steht, ob er zur Bestimmung der Höhe erforderlicher

Mietwagenkosten auf den Schwacke-Mietpreisspiegel aus dem Jahr 2003 oder 2006

zurückgreift (vgt. BGH, NJW 2009, a,a,O.). Hinzukommt, dass es in den vorllegenden

Fällen hinsichtlich der Frage der Zugänglichkeit von Tarifen und der Eignung von

SchätzgrUndlagen immOr auf den Einzelfall ankommt. Aus denselben Enruägungen

erfordeft auch weder die Fortbildung des Recnts noch die Sicherung einer

ein heitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Revisionsgericht6.
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